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tigere Probe der Freundschaft, als da w'r Euch drin-'
gend.st auflodern: D folget doch jezt unserm Beispiel,
da wir zur Vernunft und Pflicht zurückehren, wie
wir dein Eurigen gcfolget, da wir davon abgewichen
sind. Gebet der Stimme der Menschheil und Reist-

gion Gehör, stürzet Euch nicht in den Abgrund des
unübersehbarsten Elends, nachdem Euch das trau-
rigste Geschic schon zum Gegenstand des Mitleidens
der Menschheit gemacht hak. Noch ist es Zeit, die
Franken werden als Freunde zu Euch kommen, wenn
Ihr sie als Freizude aufnehmt; verscherzet aber die
Augenblicke nicht, von denen das Schiksal für Euch
und Eurer Kinder abhangt. Höret unsere freund-
schriftliche Erinnerung au, Eure Kinder werden Euch
dafür segnen: süßes Gefühl, Sie vom Untergang
gerettet zu habe», wird Euch lohnen; aber auch
fchretlich müßte der Gedanke auf Eurer Seele liegen,
fur jeder Tropfe Bluts, der vergossen wird, sind
wir Gott und dem Vaterland verantwortlich.

Republikanischer Gruß.

Uuterstatkhalter, Busing er.
Pras. des Kantonsger. Schüler.
Pras. der Munizipalitat, Weber.
Vice-Pras. Aloys Rtding.

Gesezgebung.

Senat, i. Mai,
(Fortsetzung.)

Lüthj' v. Langn, halt die Gründe der Commission
für blos scheinbar und der Constitution zuwiderlauft
send; er nimmt den Beschluß an; vom 20. Jahr an,
sollen nach der Constitution alle Bürger als Aktiv-
bürger zn jeder Stelle wählbar seyn; die Erhaltung
der innern R he muß uns eben so wichtig seyn, als
jene der ausser».

Gcnhard halt auch dafür, der Beschluß müsse
angenommen werden; die Municipalitäten sind zum-a.
eben in Kriegsdiensten, von ausnehmender Wich
tigkcit.

Muret hält den Beschluß für verderblich; der
Geist innerer Nation soll vor allem militärisch seyn;
jeder Bürger ist geoohrner Soldat, und nur wo die
Verrichtn gen eines Amtes durchaus unverträglich mit
der Ausübung des Militärdienstes sind, kann Aus-
nähme stakt finden; Laflecheres Berechnung war nichts
weniger als l'chcrtr.ebcn. Nach Meyers v. Arau Rech-
nung könnte man eben so gut alle Klassen von Bür-
gern ausnehmen und sagen, die Zahl der Vaterlands-
Vertheidiger bleibt tie gleiche: nein; das Ge-
stz bcssmmt, daß jede Gemeinde nach Verhältniß

ihrer Bevölkerung, Eliten stellen soll; diese Beoöl-
kerung wird aber nach der Zahl der waffenfähigen
Bürger bestimmt, und die die Waffen nicht tragen
müssen, sind in dieser Zahl nicht gerechnet. Die
durch den Beschluß bestimmten Ausnahmen müßten
nothwendig einen sehr schlimmen Eindruk machen und
Erkaltung des Patriotism zur Folge haben; zumal,
wenn man die Ausnahme von der Pflicht der Vater-
landsvertheidignng zur Belohnung macht. Was man
von Intriguen, und von Feigen und Reichen, die
sich in die Munizipalitätcn drangen würden, gesagt
hat, ist nur gar zu gegründet. — Freylich dürfen die
Municipalitäten keineswegs gelähmt werden; würde
der Beschluß ihre Beamten nur vom Elitendienst aus-
nehmen, oder sie nur von einem bestimmten Alter
an ausnehmen, so wäre er annehmlich. — Sehen wir
endlich auch auf das was bisher geschah — warum
sollten wir gute bisherige Einrichtungen nicht nachah-
men? Im Kanton Leman waren die Glieder der Ge-
meindsräthe oder Municipalitäten vom Militärdienste
nicht ausgenommen. Er verwirft den Beschluß.—Würde
man ihn annehmen, so kamen bald auch die Gemeinds-
Verwalter um gleiche Ausnahme zu fodern.

Crauer behauptet ein Privilegium finde hier
nicht statte da ja auch die Agenten und andere
Beamten ausgenommen sind, und bei dcingender Ge-
fahr werden die Municipalen die Waffen ergrestffen;
wie am 11. April es sogar viele Gesezgebcr thaten.

Scher er stimmt zur Annahme ; die Wahlen des
Volks sollen frey ftyn und die Verrichtungen der Mu-
nicipalitaten sind höchst wichtig.

Bundt nimmt ebenfalls an; Verwerfung des
Beschlusses wäre constitmionswidrig und ein Eingriff
in die Vollswtchlen; wenn Gefahr des Vaterlands
vorhanden ist, und von den constituirten Gewalten
ein Theil marschieren soll, so soll das — nach Frei-
zeit und Gleichheit — aus allen Gewalten gleich ge-
schehen; von der Deputation jedes Kantons in die
gefezgebenden Rathen gehe einer — er will dabei seyn —
das gleiche geschehe aus den übrigen Gewalten.

Barras. Um consequent zu seyn, müssen wir
den Beschluß nothwendig annehmen; man fand die

Municipalitäten nothwendig; also wohl auch die

Municipalbeamten; man schreit über Mangel an Po-
lizei; man will die Municipalbeamten zwingen, ihr
Amr auch wider Willen anzunehmen — wie könnte man
nun den gegenwärtigen Belchluz verwerfen Er ist

allerdings s.yon im Gesez v. 13. Dee. enthalten, aber
er war nothwendig, weil man das Gesez verkannte.

- Mnret sagt, der Nationalgeisi der Schweizer soll
kriegerisch seyn; ja, aber nicht ausschließend; die
Republik bedarf auch andere Dienste; sie bedarf die
Civillwamten und die Arbeiter, und die Handelsleute
und jeden Stand.

Dolder liest den Art. des Gesetzes v. 13» Dee.
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wo die smsgensmmenen Autoritäten aufgezählt, aber
der Municipalitäten nicht erwähnt ist. Fornerod
erwiedert^ daß damals noch keine Municipalitäten
vorhanden waren, Kubli. Es liegt klar im Sinne
des Gesetzes, daß die geglichen Autoritäten ausge-
nomnien werden sollen, namentlich konnten die Mu-
«ncipalitäten nicht aufgeführt werden, weil sie noch
nicht vorhanden waren. Barras spricht in gleichem
Sinne.

Bertholet verlangt Aufschub der Discussion
fur 2 Tage. Crauer widersezt sich und will sogleich
abstimmen.

Die Tagesordnung wird verworfen — unk der
Beschluß angenommen.

Reding verlangt eine geschlossene Sitzung, um
dem Senat nber die Ereignisse im Distrikt Schivy;
Nachrichten mitzutheilen. — Der Senat schließt seine

Sitzung.

Am 2. Mai war keine Sitzung in beiden Rathen.

Grosser Rath, z. Mai.
Präsident : Zim in e r m a n n.

Das Direktorium theilt eine Zuschrift des Direft
loriums der batavischen Republik mit, welche be-
klatscht und an den Senat gesandt wird. (Sie ist
bereits abgedrukt S. 5°8).

Der Präsident sagt- V. R. Hier erhalte ich eine
Bothschaft des Voklzicliungsdirektoriums, nveiche uns
anzeigt, daß die fränkischen Deputieren in Rastatt
auf ihrer Ankreise nach Frankreich von den Oestrei-
chern ermordet wurden. — Euer Präsident zweifelt
nicht, daß Sie mit ihm den Schauder und dasEnt-
setzen theilen werden, welche die Nachricht dieses ab-
scheulichen Verbrechens bei ihm crwette. Sie sehn,
wie Despoten und ihre Sklaven, ungcscheüt und ans
die niedertrachtigste Weise, auch selbst das heilige
Völkerrecht verletzen — aber, B. Repräsentanten, Sie
fühlen auch dabei wie nochwendig, wie uiinachläß-
lich es ist, daß die Republikaner alle ihre Kräfte ver-
einigen, nm diese Grenelât zu rächen, und um die
in Enropa erniedrigte und zertretene Menschheit zu
ihrer Würde zu erheben: —

Das B-vllziehuilgsdirektonum der helvetischen
einen nnd lulti'ei!barm Republik, an die
geftzgebeudeu Räthe.

Bürger Gesezgebcr!
Durch abschriftlich beiliegenden Brief des General

en Chef der französischen Donau-Armee, B. Masscna,
«n den hiesigen bevollmächtigten französischen Mini-

ster, B. Perrochel, giebt Euch das Vossziehunzsdirek-
torium Kenntniß von dem schreküchen Meuchelmorde,
den die Oestreicher an den Personen der bevolimach-
tigten fran; mischen Minister beim Cong-eß ja Ra-
statt begangen haben.

Das Direktorium zweifelt nicht, Sie werden den
Abscheu und die Ind gnatisn, welche dasselbe bei
diesem neuen Beweise der ungeheuern Grausamkeit
unserer Feinde ergriffen hat, vollkommen mit ihm
theilen.

Republikanischer Gruß.
Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,

Ochs.
Im Namen deS Direktoriums, der Gen. Sek.

Mousson.
D o n a u a r m e e.

Hauptquartier Basel, 12. Flor. 7. (l. Mai).
M assena, Obergencral, an den Bürger

P e r r 0 chel, bevollmächtigten Minister
der fränkischen Republik in Helvcrieu.

General Laroche, Kommandant der zten Diviston,
berichtet mir, Bürger Minister, ein schrekliches Ver-
brechen, das die Oestreicher an den Personen der
bevollmächtigten Minister der fränkischen Republik beim
Rastattcr Congreß begiengen. Hier sind die nähern
Umstände, die mic bekannt wurden.

Den y. dieses Monats (28. April) wurden unsere
Minister eine Viertelstunde von Rastatt, da sie eben

chre Rükrritc nach Frankreich angetreten hatten, er-
mordet; die BB, Bonnier nnd Roberjot wurden in
Stücke gehauen, der B. Jean Debry entgieng dem
Tode nur dadurch, daß er sich zur Erde war', und
ohne Lebenszeichen hingestrekt liegen blieb. Diesen
abscheulichen Meuchelmord begleiteten Umstände, di:
nicht minder scheußlich sind. Die Gattinnen und
Töchter der Gesandten waren Augenzeugen der Greuel,
die man an ihren Gatten und Vätern verübte; die
Bürgerin Roder)ot selbst bekam einen Säbelhieb über
das Haupt.

B. Jean Debry ward den lo. (29. April) Mor-
gcns um l Uhr 'nach Strasburg gebracht; man lei-
jftte ihm alle mögliche Hilfe, die sein Zustand er-

heischte, und man Host ihn zu retten.
Dieses entsezliche Ereigniß, wovon die Geschichte

kein Beisviel weiß, erfüllt meine Seele mit Ingrimm.
Gleiche Gefühle theilen gewiß alle Franken uno unsre
Armeen mir mir; und sie werden deßwegen (zweifeln
Sie nicht!) die fchrcklichste Rache nehmen.

Gruß und Bruderliebe!
Unter;. : Massen«.



52l

Sécréta n sagft diese Greuelthat ist so abscheu-
sich, daß selbst die wildesten Völkerschaften solche
Thaten nicht aufzustellen haben; aber nur Tirannen
nehmen zu Meuchelmorden ihre Zuflucht, die freien
Menschen bekämpfen ihre Feinde von vorn. Das
Her; jedes Republikaners werde mit Abscheu und Haß
gegen solche Feinde erfüllt; aber hoffentlich werden
wir es nicht bloß bei den Gefühlen bewenden lassen,
sondern mit den Franken Rache nchmcn an dieser
schreklichen That.

Pellegrini ist überzeugt, daß alle Völker diese
Greuclthat verabscheue» werden; nur die scheußlichste
Tirannei kann solche Meuchelmorde wider alles Voll
kerrecht anzetteln. Hieran können wir ein Beispiel
nehmen von bem was fre e Manner zu erwarten hat-
ten, wann die Tirannen siegen wurden; laßt uns also
alle unsre Kräfte. zusammenraffen, um die Freiheit
und die Franken siegen zu machen!

Guter: Dieses abscheuliche Verbrechen hat kell

neu Namen. Bisdahi» wurden Gesandte in allen
fünf Welttheilcn, bei »Heu und gesitteten Nationen,
für heilig geachtet; bei jenen ist bald das Kalumet,
bald der Palm- oder irgend ein anderer Zweig das
Zeichen des Friedens, und wer es trägt, ist unver-
lezlich. Hier — in Rastatt — wo seit i r/a Jahren
die frankische Regierung sich bemüht, Europa und
der Menschheit einen dauerhaften Frieden zu geben,
verletzen die Oestreicher das Heiligthnm der Nationen,
das Völkerrecht, und morden die fränkischen Ge-
sandten, weil diese den Frieden auf Unkosten der
Menschheit nicht schließen wollten. Durch diese bar-
barische Greuclthat, erklärt Oestreich nicht nur allen
wilden und kultivirten Nationen, sondern der ganzen
Menschheit den Krieg — und es wird ihn haben.
Schrecklich wird die Rache seyn, welche die Franken
nehmen werden, und unfte Helsetier werden dadurch
doppelt Recht haben, gegen einen so barbarischen
Feind zu kämpfen. Sie brauchen, um ihre Tapfer-
kcit anznflammen, weder an den Muth und die gros-
sen Thaten ihrer Vater, noch an ihre jezige Lage,
sondern einzig und aliein an dieses Verbrechen zu
denken, und es wxrd keiner sepn, der nicht Helden-
massig gegen einen solchen Feind sein Vaterland
vertheidigen wird. Ich verlange den Druk von die-
ftr Nachricht, so schnell als möglich.

Nüce ist niedcrgedrükt, ist rasend über diese
Nachricht und folgt Gütern, und weh dem Hclvetier
der nicdt von Abscheu erfüllt ist über diese Nachricht;
ich weiß nicht welcher General einst auf ähnliche Art
ermordet wurde, vor seiuem Tode raste er sich noch
ans, sandte seine blutigen Kleider seiner Gattin und
Kindern und sagte, diese werden schrekliche Rache
nehmen über meine Ermordung; laßt uns diese Bot-
schuft drucken und bekannt machen, und sie wird bei

unserm Volk statt der blutigen Kleider dienen, die
jeuer General nach Hanse sandte; sie wird Rache
erwecken bei jedem Republikaner!

Carra rd stimmt dem Druk dieser Bothschafî
bei, und fodert eine beigefügte Proklamation an das
Volk und besonders Bekanntmachung bei den Armeen

Cartier glaubt, die beiznfüacnve Proklamation
sey überflüssig, denn wenn diese Nachricht allein nicht
alle Helveeier mit Abscheu erfüllt, so ist alles übrige
vergebens.

Erafenried fodert Einladung an das Direkto-
rium., dem fränkischen Minister im Namen der Na-
tion das Beileid und den Abscheu zu bezeugen über
diese Greuclthat.

Diese vcrschicdnen Anträge werden esimmthig
angenommen.

Das Direktorium übersendet folgende Bothschast:

Das Vollzieh'.mgs - Direktorium der helve-'
tischen eineii und uuthcilbaren Republik,
au die geftzgebeudeu 'Räthe.

Bürger Gesezgeberl
Dringend befehlen die Umstände die Organisirung

des militairischen Fuhrwerkes. Bereits beauftragt?
das Direktorium seinen Commiffair bei der Arme?

zur Eingebung eines Berichts über die Anzahl der

inm Dienste erfoderlichen Wagen. Es ergicbt sich

aus diesem Berichte, daß jedes Bataillon bedarf:
Drei Wagen oder Caissons, jeder zu drei Pferden,
den einen für den Etatmajor, und die beiden andern

für das Equipage der Offiziere und den Transport
der Lebensmittel. Dem zufolge, Bürger Gcsezgeber,
ladet Euch das Direkorium ein, mit Dringlichkeit als
einen Zusaz zu d5.n Geselle über die militairhche Or-
ganisatisn zu beschaffen: Es sollen bei jedem Ba-
taiilon drei Wagen, zu drei Pferden jeder, zu stehen

kommen, und von dem gleichen Arrondissement (Mi-
litairqnarticre) geliefert werden.

Republikanischer Gruß.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,

O ch s.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sckr.

Mousson.
Anderwerth unterstüzt diese Bothschast, weil

durch dieselbe die mit Truppen bcladcnen segemwn
in Rüksicht der Militärfuhrcn erleichtert werden. Der

Antrag wird angenommen.



522

Das Direktorium übersendet folgende Botschaft:

Das Vollziehttttgsdircktor.'ilm der helvetischen
einen uns untheilvaeen Republik s an
die gesezgebenden Rtthe.

Bürger Gesezgeber!
> Das Vollziehungsdirektorium wünscht den Unter-

schleifen und Betrügereien zuvorzukommen, welche in
irgend einem Fache des Militärdienstes, von was für
Art es immer seyn mag, versucht werden konnten.
Da es fest entschlossen ist, sie mit der grvsten Strenge
zu.behandeln, so legt es, Bürger Gesezgeber, eurer
Prüfung einige Ideen vor, die seinem Befinden nach
als Zusätze den Bestimmungen des Militàrgesetzcs soll-
ten beigefügt werden. Das Direktorium schlagt euch

vor, sie durch ein Dekret anzunehmen.

Republikanischer Gruß.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
Peter Och s.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sek.

Mousson.

Gesez-Vor schlag.
r) Die Müller und Becker, welche durch die

Beamteten der Armee von der Republik Früchte zum
Mahlen oder Mehl zum verbacken erhalten, gehören
unter dieser Beziehung zum Gefolge der Armee, und
sollen für alles, was ne in dieser Rüksicht imßhan-
dcln, durch die Kriegsgerichte beurtheilet werden.

2) Der Müller, der von der Republik gutes
Getreide zum vermahlen für die Ar e erhalten hat,
und überwiesen wird, schlechtes, m.» Kleien vermisch-
res, oder sonst verfälschtes Mehl geliefert zu haben,
soll nach der, im Abschnitt III. § z. des Kriegsge-
seyes enthaltenen Vorschrift gestraft werden.

Z) Jeder Becker, der von der Republik gutes
Mehl zum verbacken für die Armee erhalten hat, und
überwiesen wird, durch irgend eine fremdartige Mi-
schung verfälschtes Brod geliefert zu haben, soll nach
dem rm vorigen Artikel bestimmte» Gesez bestrast
werden.

4) Der Becker-, der gutes Mehl zum verbacken
für die Armee erhalten hat, und überwiesen wird,
dafür schlechtgebackenes Brod geliefert zu haben, soll
nach Ausweis des Abschnitts lll. § 7. des Militär-
gesetzes bestraft werden.

5) Der Müller oder Becker, der überwiesen wird,
von dem, ihm zum mahlen oder zum verbacken überge-
denen Getreide oder Mehl entwendet zn haben, soll

nach der, im Abschnitt lll. § 6. enthaltenen Vorschrift
bestrast werden.

Der Regierungs-Commissär bei der Armee,
Kühn.

Kilchmann fodert nngesanmte Annahme dieser
Bothschaft, um unsere Vaterlands - Vertheidiger vor
Betrug zu sichern. Ger mann wünscht etwas beut-
lichere Bestimmung dieses Vorschlags, um Betrug von
bloßer Nachlaßigkeit zu unterscheiden; er fodert also
Verweisung an eine Commission. Rellstab fodert
unbedingte Annahme dieses Antrags, weil sonst so

schlechtes Brod gemacht wird, daß nur der gröste Hun-
ger dasselbe zur Nahrung gebrauchen kann. Erla-
cher folgt, und will unsre 20,vo? Mann Vertheidiger
nicht durch unsre Commissionen vernachli^gen. Wy-
der folgt, weil schlechtes Brod auf die Gesundheit
des Soldaten die nacytheiligsten Folgen hat. Die
Bothschaft wird angenommen.

Das Direktorium übersendet folgende Pothfchaft:

Das Vollzielumgsdil'kktvrmm der einen und
mttheilbaren helvetischen Republik, an die
gesezgebenden Räthe.

Bürger Gesezgeber!
Den 28. des Aprils, in dem Augenblicke der Ge-

fahr womit die Auflehnung in dem Kanton Wald-
statten drohte, bot sich der V. Repräsentant Billcter bei

dem Direktorium an, den Patriotismus des-Kantons
Zürich in Thatigkc t zu sehen, und zur Beobachtung
und Vertheidigung alle diejenigen Maßnahmen zu er-
greifen, welche die Umstände erfodcrn möchten. Das
Direktorium glaubte, seine!'. Diensteifer benutzen zu
dürfen. Es hofft, daß die Dring! chk.stt des Augen-
blickes, und die Nothwendigkeit der Geheimhaltung
wodurch es bewogen wurde bis auf heute das An-
suchen um einen einstweiligen Urlaub zu verschieben bei

euch, Bürger Gcsezgeber, keine Hinderniß finden wer-
den, dem'B. Tnlleier diesen Urlaub heule zu bereit-

ligcn.

Republikanischer Gruß. -

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,

Peter Ochs.
Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sek.

M 0 u s s 0 n.

Dieser Bothschaft wird ebenfalls entsprochen.
B. Lang, von Hàmiken, im Kanton Baden,

fodert, als Wittwer, von dem Elitendienst entlassen

zu werden. Erlacher fodert Verweisung ans Duck-
lorium. Akermann will, aufs Gesez begründet,



zur Tagesordnung gehen. Secretan folgt, will
aber die Tagesordnung deutlicher erklaren, und hin--
Z'i'etzen, weck die Wittwer auch unter die Unverch-
lichttn gezahlr werden können. Dieser lezte Antrag
wird angenommen.

Auf A kern, anns Antrag erhält B. Anneler,
Hauprmann von Thun, der den Aufruhrern des Ober-
landes eigenhändig die Fahne entriß, unter Beifalls
gcklarsch die Ehre der Sitzung und den Bruderkuß.

Das Direktorium übersendet diese Bothschaft:

Das Vollziehungsdivektonttm der helvetischen
einen uiid unthe-.ldarelf Republik, an
die gesezgebenden Ntthe.

Bürger Gesezgeüer!
Die lluregelmässigkelt, womit die Municipalität?-

wählen hin und wieder vor sich gegangen sind, reran-
laßt das Voliziehungsdirekiorium die allgemeine Frage
über die Gültigkeit solcher Verhandlungen Eurer
(Imsche dung zu unterwerfen. In manchen Gemein-
5en, namentlich des Kantons Leman, l)«è die Er-
wählung durch die relative Mehrheit der Stimmen,
rn) zwar gegen die Gesamtheit der Stimmenden in
sehr moorigen Verhältnissen statt gefunden; in andern
Gemeinden, wie im Kanton Linth, geschah dieselbe
durch lautes und öffentliches Stimmgeben, wahrend
dem das Gesez sowohl das geheime Abstimmen, als
die absolute Mehrheit zur Gültigkeit der Wahlen er-
fodert. Allein zu gleicher Zeit iiberläßt es den Ge-
meinden', die in ihren Urversammlungen üblichen For-
wen zu befolge», und ans diesen Artikel beruft man
sich, um die Abweichungen von lener Vorschrift zu
rechtfertigen.

Die genaue Bestimmung der Formen, unter
denen das Volk seine politischen Rechte ausüben soll,
ist wichtig genug, um in andern repräsentativen Ver-
fassungen einen Gegenstand des Gesetzes abzugeben.
Statt diese Lücke auszufüllen, mußte das Zuruk-
Waisen, auf die zwar uur einmalige Uebung der Nr-
versammluuge», vielmehr Widersprüche und Verwir-
rung erzeugen. Es kann Euch nicht unbekannt seyn,
daß diese Urversammlungen, unter den Stürmen einer
Revolution abgehalten, in dem größten Theile der
Rcvublik weder Vorschrift noch Regel befolgte» ; die
Gleichförmigkeit der Wahlart, die das Gesez von,
?z. April für die Bestellung der Municipalitäten zum
Grundsätze annimmt, konnte also am allerwenigsten
auf diesem Wege der regellosen Willkuhr erreicht
werden, und das Vollziehungsdirektorium, das die
Bekanntmachung der Gesetze nur dennzumal mit er-
läuternden Beschlüssen begleitet, wenn es in densel-
den die Mittel zur Vollziehung vermißt, sah sich ge-
norhigt, durch nähere Bestimmungen für die Erful-
lung der wesentlichsten Wahlbcdinge zu sorgen, welche

das Gesez in der absoluten Mehrheit und der geheimen
Abstimmung ausgestellt, die lcztjahrige Uebung der
Urversammlungen hingegen mehr oder weniger bei-
scirsgesezt harte.

Dahin zwekte das Wahlreglement vom iz. Merz
in seinem ganzen Innhalt ab, indem es diejenige Art
von StimmengcbuiiL, als die allgemeinere ftsisezte
die bei dem gegenwärtigen Grade von Unkultur in
den mehresten Gcmcindversammlungen einzig ansführ-
bar ist, und das Haupwrfoderiiiß jeder Volkswahl,
den wahren Willen der Mehrheit am unzweideutigsten
zum Vorscheine bringt. Dabei schien das Abgeben
der Stimmen an einen zur Verschwiegenheit feierlich
verpflichteten Beamten immer noch eher den Minen
einer geheimen Abstimmung zu verdienen, als der
Gebrauch von Stimmenzedeln, zu deren Selbstver-
fectigung wenigstens die eine Hälfte der Versammlung
unfähig ist, und daher die andere Hälfte zu Vertrau-
ten ihres Gcheimuiffes machen, oder vielmehr ihren
Willen in die Hände der Rankasucht und des Parthei-
geistes mit blinder Ueberlassung hingeben muß. Den
grösser» Gemeinden hingegen, die, obgleich sektions-
weise versammelt, dennoch collektio zu wählen hatten,
blieb keine andre Wahlart als durch Stimmenzedel
übrig, und die sind auch da, wo der zahlreichere
Theil der Bürger des Schreibens kundig ist, dem ge>
rügten Mißbrauche weniger unterworfen. Durch
diese, aus ungleichen Verhältnissen herrührende Ver-
schicdenheit, glaubte das Vollziehungsdirektorium die
constitutionelle Gleichheit so wenig zu beleidigen, als
Ihr, Bürger Gesezgeber, durch die Verfugung zu
thu» gedachtet, welche die Versammlung der Ge-
mcineigenthümer in den grössern Gemeinden, von
aller unmittelbaren Verwaltung ausschließt, wahrend
dem die minder bevölkerten zu derselben befugt sind.
Ucbrigens war das Bedürfniß eines WahlreglementS
so auffallend, daß in demjenigen Kanton, wo die
Bekanntmachung des Gesetzes dem Beschlusse vom
iz. Merz vorangegangen ist, diesem Mangel durch
eine von dem Rcgierungsstatthalter ausgegangene In-
struktion begegnen wurde; eine Maaßregel, die der
Thätigkeit dieses Beamten nicht anders als Beifall
erwerben konnte, die aber in jedem Kanton besonders
vorgenommen, so wenig, als der bei den Urver-
sainmlungen herrschende Zufall, die verlangte Gleich-
sörmigkeik der Municipalwahlen zum allgemeinen Re-
sultate gehabt hätte.

Indessen hat die Regclmässigkeit der Wahlver-
Handlungen in dem Gcsese seihst noch eine andre Art
von Hinderniß angetroffen, das seiner Natur nach

nicht blos vonchergehend ist, und daher für den Er-
folg der so wichtigen Municipalverwaltnng nicht die
beruhigendsten Aussichten eröffnet. In den kleinen

Gcmemdversammiungen, wie sie häufig statt fanden,
mußte es öfter noci) an der Fähigkeit als an dem
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Willen fehlen, um die Wahlcrdnung gesezmäffig zrr
leiten und zu befolgen. Viele derselben bestanden,
wenn auch vollständig besczt, nur aus zehn oder fünf-
zehn Akcivbürgcrn, und eine Gemeinde des Kantons
Lugano, die nicht mehr als drei derselben, und dar-
unter 2 öffentliche Bcamre zahlt, hat sogar über die

Bestellung einer eignen Municipalität angefragt,
während dem auf der 'andern Seite eine zerstreute
Landgemeinde von zwölsi.aus.nd Seelen, d.r ehmalige
Kanton Appenzell inner Lihodcn, einen einzigen Mm
nicixalbczirk zu bilden verlangt. Beide beziehen sich

auf das Eese;, das jeder Gemeind eine General-
Versammlung gestattet, aber nirgends den Sinn dieses
Wertes crklarr, noch eure höchst oder niedrigste An-
zahl von Bevo lkerm g fur ihren Umfang bestimmt hat.

Die Vereinigung zu grössern Municipalbezirken
war jedoch nur eine seltene, ihre Vervielfältigung
hingegen die gewöhnliche Folge dieser Unbcstimmthrit,
und in eben dem Verhältnisse, wie die Anzahl der

-Municipalitäten zunimmt, muß die Auswahl fähiger
Mn icipalbeamren schwieriger und ihre Verwaltung
kostbarer werden.

Statt die Verminderung der Lasten, die den Ge-
memden daher zufallen müssen, in der gegenseitigen
Verbindung zu suchen, haben manche derselben die
Anzahl ihrer Municipalbeamten untcr den vom Gesetze

angegebenen Maaßstab hcrabgcsczt', und in der nem-
lichen Absicht wünschen andre, den Schreiber sowohl
als den Weibct der Municipalität unter den Mitglie-
dcrn derselben zu wählen. Wenn sich auch hin und
wieder kleinere Gemeinden an andre anschließen woll-
ten, so wurdcn sie, weil das Gcsez nicht ausdrüklich
dazu verband, gewöhnlich zurükgewiesen, und in ver-
schiedenen Kantonen können mehrere derselben seiner
Vorschr ft ü.cr die verbotenen Verwandschastsgrade
wegen ihrer allzugeringcn Volksmenge nicht Genüge
leisten. Diese lrzrcre gehört auch unter die Ursachen
der taglichen Verweigerung von Municipalstellcn, in-
dem dieselben b.im Mangel einer Auswahl öfters an
solche mu'tcn übertrafen werden, die weder ihre
Fähigkeiten noch ihre bürgerlw cn Verhältnisse zu die-

scr Amtsführung geschikt machten. Verschiedentlich
hat sogar die Verlegenheit in den kleinen Gemeind-
bezirken brauchbare Mnnicivalselretarien zu finden,
das verfassungc widrige Begehren veranlaßt, daß die
Kirchendiener zur Uebernahme dieser Verrichtungen
befugt werden möchten.

Dieß, B. Gesezgcber, sind die Resultate der
ersten Berichte, die dem Vollzichungsdirektorium über
die Vollstreckung des Gesetzes vom 15. Hornung vor-
gelegt wurden, deren Mittheilung jedoch den allfallig

erfoderlichen, aber nur durch die Erfahrung zu rei-
senden Veränderungen in der Organisa ion der Mu-
ninpaladmiuistrasivn keineswegs vorgreifen soll. In-
dessen bedarf es Eurer Entscheidung, ob diejeu'Zcn
Wahlen, die zuwider dem 21. Artikel des Gesetzes
durch öffentliches St mmengeben oder relative Mehr-
heit statt gefunden haben, nichls destowenigcr als
gültig anerkannt, oder durch regelmässigere ersczt
werden sollen. Dabei aber wird es Eurer Auftnerk-
samke.t nicht entgehen, daß eine wiederholte Zusam-
menbcrufung der Gemeindvcrsammlungsn, der acker-
banenden Klasse von Bürgern eine kostbare Zeit enl-
ziehen und nach der bei den erster» Zusammenkünften
schon sichtbaren Ermüdung von wenigem Erfolge seyn
würde.

Das Vollziehungsdirektorium ergreift noch diese
Gelegenheit, Euch, B. Gesezgeber, zu einer unge-
saumtcu p estimm mg der Municipalitatsgebuhren neuer-
dings einzuladen, indem viele Gemeinden bei der
Erwahlung ihrer Municipalbeamten si.» dieses Recht
angemaßt, und nebst einer unbefugten Festsetzung
von Tazen, diese lezcern fur ihre Entschädigung dar-
auf angewiesen haben.

Republikanischer Gruß.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
Ochs.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sekr

M 0 u s s 0 n.

Gmür sagt : alle diese Schwierigkeiten, die vor-
gefallen sind, sind Beweise der Unbestimmtheit unsers
Gesetzes über die Erwahlung der Munizipalitaten,
um nun alles die es zu berichtigen, fodrc ich Nieder-
fctzung einer Commission nbcr diese Vothschaft.

Secretan unterscheidet zweierlei Gegenstände
in dieser Vothschaft; der eine bedarf einiger Crläu-
terungcn; der andere hat nicht das Gl ck mir zu ge-

fallen, weil er eine Rükanlwort auf die Einwendnn-
ges geaen ein gewißes dem Manizipalgese; beigefng-
tes Arme enthalt, und einem Streit ähnlich ficht,
der sich zwischen der Gcftzgebung und dem Minister
des Innern erheben will: ich stimme auch zu einer

Commission, wünsche aber, daß dieselbe über dieftn
Theil der Bothschaft, eine Tagesordnung anrakhe.

Custor folgt. Legler fodcrt Verweisung an die

Urversammiungscommisslo». Ki ich mann begehrt
Verweisung an die Munizipalikätscommissiou. Dieser
letzte Antrag wird angenommen.

(Die Fortsetzung folgt.)
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Gesezgebung.
Grosser Rath, 3. May.

(Fprt,etzung.)
Cartier im Namen einer Commission legt fol-

gendcs Gutachten vor:
An den Senat.

Der große Rath,
Auf die Bothschaft des Vollziehungsdirektoriums

vom 24.April; worin es den Vorschlag chut, dem
Bürger Beuedilt Gillomen von Schancnbnrg, Kanton
Bern, einen Theil seiner Strafe nachzulassen.

In Erwägung, daß der Burger Gillomen wegen
seinem Vergehen lange in Gefangenschaft gesessen;
seiner Ehren und Aemtern entsezt worden, und große
Summen wegen deßhalb gtführtem Prozeß hat auf-
opferw müßen.

In Erwägung, daß es erwiesen ist, daß der
Bürger Killomen vergeldstaaet, und in die äusserste
Armuth versczt wird, wenn er die ganze vom Kan-
tvnsgericht ausgesprochene Strafe erlegen muß; und
er wegen seinem Hohen Alter ausser Stand ist, sich
die ersten Lebensbedürfniße anzuschaffen.

In Erwägung, da? es nicht der Wille einer
freien und großmüthigen Nation seyn kann, eines
seiner Elieder aus Staatseigennutz an Bettelstab zu
bringen.

In Erwägung endlich daß der Bürger FMomen
die bc en Zcagniße eines biedern und rechuchafftnen
jlebe..swandels auszuweisen hat,

hat nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
Es ist dem B. Vcnedikt Gillomen von Schauen-

bürg, Kanton Bern, die Hàl te der Strafe von sechs

hundert Kronen, zu der er vom Kantonsgericht zu

Bern vcrurtheili worden, nachgelassen.

Trc seh will zwei Drittheil der Straft nachlassen.

Wyder folgt Trösch, we.l wir nichts anders thun

können, als die-Hothschast, welche zu diesem Gut-
achten Anlaß gab, annehmen oder verwerfen. Des-
loes ist g lecher Meinung. G ermann bemerkt, daß
die Büß den Armen und dem Anzeiger gehört, und
al'o nicht wieder dein Gestraften znrükgegeben werden
kann. Cartier glaubt, die Geftzgebung könne eine

Begnadigung nach Gutdünken motisicircn, zwann das
Direktorium einen Vorschlag dazu mache: er beharret
auf dem Gutachten.

Secreean gesteht, daß die Constitution freilich
hierüber undeutlich ist doclz» glaubt er, gehe man
am sichersten, die Bothschaft des Direktoriums ayzu-
nehmen. Besonders wichtig ist der Umstand, dass
ein Vater Angeber, und die beiden Söne des Ange-
bers Zeugen seyn sollen, vielleicht auch glauht er,
sey etwas stark gedenkt worden, weil der Schuldige'
das Ungluk hat, ein Patriot zu seyn, und dieses in
gewißen Gegenden Helveticas noch keine Empfehlung
giebt: er fodert akso Annahme der Bothschaft.

A k e r m a nn will in Aüksicht des Patriotismus
des Bittst llers und der schon häufig von demselben

erlittenen Unkosten die ganze Buße nachlassen. Erla-
cher stimmt Akcrmann bei. Das Gutachten sowohl
als die Bothschaft werden verworfen. Der Präsident
fragt, ob Akcrmanns Antrag ins Mehr gesezt wer-
den dürft, da es einigennaaßen der Constitution zu-
wider zu seyn scheint.

Carrard glaubt, der 75. § der Eonst-tut-on sey

aam bestimmt Akermanns Antrag zuwider, indem die-
fer § wenigstens so weit deutlich ist, daß die Ge-
ftzgcbung nicht üoec die Anträge des Direktoriums
hinaus g hen kann: er fodert also Rükuahme des
eben gefaßwn Beschlusses, und Annahme der Both-
schast. Custor glaubt, das Direktorium habe wohl
das Recht den crftn Vorschlag zu machen, wann
aber dieser gemacht ist, so könne nachher die Geie -
gcbnng in Rüksicht der Begnadigung selbst nach Will-
kühr handeln: er fodert also Tagesordnung über

Carrards Antrag.
Secretan sieht die Constitution darum für im-

deutlich an, well es in Rüksicht der Beschlüsse des

großen Raths und einiger GegenHmde, über die das

/



Direktorium das Vorschlagsrecht hat, deutlich be-
stimme ist, daß man nur annehmen oder verwerfen
kann; hier im 78. § aber ist diese Beschrankung nicht
so deutlich ausaedrukt, und also soll die Geftzgebum
n cht mehr beschrankt werden, als die Constitution es
erfvdert; und er begehrt also, daß Akermanns Antrag
ins Mehr gesezt werde. — Dieser Antrag sowohl als
die gänzliche Nachlsffung der Geldbuße wird ange-
nomme».

Carrard im Namen einer Commission legt fol-
gendes Gutachten vor:

Der grosse Rath an den Senat.
In Erwägung, daß die Constitution jedem Bür-

ger die freie Ausübung seiner Religion zusichert.
In Erwägung, daß diejenigen, weime dem Got-

tesdienst gcwiedmete Gegenstande beschimpfen, die
Rechte ihrer Mitbürger verletzen, und die Gesellschaft
beunruh-ge».

^In Erwägung, daß es die Pflicht der Gesezge-
der ist, durch ein ausdrülliches Gcscz Hie Ausfchwei-
fungen zu verhindern, deren sich Leute schuldig ma-
chen, welche nicht von der Verpflichtung einer gegen-
seitigen Religioilsdnid.mg durchdrungen sind, die in
dem Wesentlichsten der republikanische» Grundsatze
liegt;

hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
1. Diejenigen, welche durch öffentliche Unruhe

Religionsversammlungen und Ceremonien unterbre-
chen würden; diejenigen, welche Gegenstände des Got-
tesdiensts thätlich beschimpfen, und diejenigen, welche
den Religiousdiener in seinen Verrichtungen öffentlich
kränken, oder ihn darinn stören werden, verfallen in
eine Geldbuße, welche für jeden einzelnen die Summe
von 100 Franken nicht übersteigen, und nicht weniger
als Z2 Franken betragen darf, oder in e ne Gesang-
mßstrafe, welche die Daner von 3 Monaten nicht
übersteigen kann, mit Vorbehalt der im peinlichen
Gesezbuch festgesezten Strafen, wenn das Vergehen
von svlcker Art ist, daß diese lcztere statt haben.

2. Die Vollziehung des gegenwärtigen Gesetzes
ist provisorisch den Distriktsgerichten übertragen.

3. Dieses gegenwärtige Gesez soll gedrult, ange-
schlagen, und in ganz Helvetic», besonders bei den
Armee» bekannt gemacht werden.

G ermann glaubt, dieses Gesez sey Hauptfach-
sich fur das Militär gemacht worden, und sey nicht
hinlänglich auf dieses anwendbar: er so den Nükwei-
sung an die Commission. Graf denkt, dieses Gesez
müße ganz allgemein gemacht seyn, und fodert also
Annahme des Gutachtens, weil auch Soldaten, welche
hie Religion verletzen, mit 3 Monat GcfangnWrafe

- belegt werden können. Das Gutachten wird ange-
1 nommen.
t Die Gesellschaft des Distelzw a ng s von Bern,

und der Vogt der Bürgerin» Gingins, Br. Lerbcr
5 von Bern macheu Einwendungen gegen das Decret
z der Gesezgbung, durch welches die e Bürgerin dem
S Berner Bürgerrecht und der Contribution entzogen
- ist, und fodern nähere Untersuchung dieses Gegen-

standes.
- Grase nried begehrt Niedersetzung einer Com-

mission über diese Bittschrift. Sécrétan folg doch
denkt er, werte keine große Schwierigkeit sich gegen
unser Dekret erheben können, da der Bernwvoar die-

l ser Bürgerinn, dem Lemanischcn Vogt derselben schon
die Rechnung abgegeben habe, und diele rarificirt wer-

- den s,y. Die Commission wird erkannt, und besteht
t aus denB. Carrard, Gra.senried und Rellstnb.
t Michel sagt: der Kanton Obwiand ist auf die

schreklichste Art bearbeitet norden, durch Darflàng
l falscher Finanzsysteme und Frrchterregung wegen Auf-
- Hebung aller Religion : bei der dadurch entstandenen
- Unruhe theilte sich das Oberland in drei Theile, das
l Siebenthal, das Frukigerchal und das eigentliche

Oberland. Im Siebenmal waren die mittlern Ge-
»winden gut gestimmt und standhaft, hingegen der
obere und untere Theil des Thals haben sich gegen
die gute Ordnung bewachet, wurden aber endlich durch
einen Theil der Legion, durch Franken, und viele
Bürger des Kantons Bern, die besonders durch ei-
nen'B. Fellenberg von Bern zum Auszug gegen
die Aufrührer aufgemahnt worden waren, überwunden,
und ihre Aufrührer gefangen genommen. Die Auf-
ruhrcr des Frutiger Thals zogen gegen Thun aus,
und schlugen sich ohne Erfolg gegen tie muthigcn
Vertheidiger unsrer Verfassung : als sie endlich sahen,
daß sie von den übrigen R.bcllen nicht unterstüzt
wurden, so federten sie, zu kapil.'i een: wir schrieben
ihnen Bedingungen vor, unter denen sie nicht mehr

bekriegt werden sollten, die sie annahmen, und aljo
ist es'ganz fassch, was der gottlose Zeitungsschreiber
in Bern gesagt hat, daß wir mit Rebellen kapitulirt
haben. Die Aufrührer des Oberlands endlich ver-
sammelten sich bei Jntcrlachcn, und als sie sich hier
isolirt sahen, wollten sie nicht mehr vorwerths, es

entstand Unordnung, und sie liefen auseinander. Wäre
zwischen diesen verschiedenen Umständen Zusammen-
hang gewesen, so hatten sie uns in Thun warm ma-
chen, und dann wirkliches Unglük über unser Vater-
land kommen können: izt aber ist alles wieder ruhig,
mehrere hundert der wichtigsten Rebellen sitzen in Thun
gefangen, und erwarten ihre verdiente Strafe zum
Schrecken der klebrigen. Man klatscht.

Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung.
Nach Wiedereröffnung dcrs. übergeben Abgeordnete der
Gemeinde Seveleu im Distrikt Werdenberg eine Bitt-



fchrlft üder Benutzung son Gemeinweiden, welche
dem Senat überwiesen wird.

Senat, 3. Mai.
Präsident: M i t t e l fi o l ze r.

Die Discussion über den 6ten Abschnitt des Gut-
achtens über die Friedensrichter — der von Strafen
und Verfahren gegen eine nicht erscheinende Parthei
handelt — wird eröffnet. Der Bericht der Commis-
fion war folgender:

Euere Commission, die den 6te« Abschnitt der
Organisation der Friedensrichter untersuchen sollte,
hatte angemerkt, daß er unvollständig sey, da er nicht
vorschrieb, was der Friedensrichter im Falle einer
Weiten Nichterscheimmg einer Parthei thun, ob er
ein contuwacieiles Urtheil absprechen solle, wenn der
streitige Gegenstand seiner Compete»; ich Eine solche
Ungewißheit soll in einem Gesetze vermieden werden.

Eine solche Ungewißheit fand sich aber auch in
Betreff des angerathenen Vergleiches vor; denn der
Beschluß entschied nicht, ob im Falle der Nichter-
fcheinung der einten, der andern Parthei ein Schein
der sru.ytlown Vorladung gegeben, und ob der Haw
del bann vor dem Distr.ktsgericht angenommen wer-
den solle. Diese Mangel schienen eurer Commission
hinlänglich die Verwerfung der Resolution anzura-
then, und der Senat verwarf sie.

Nun im ur.cn Beschlusse hat der große Rath
auf diese Beobachtungen des Senats Rüksicht genom-
men. Die für das zwei emal nicht erscheinende Par-
the! soli vor das Fricdensgencht oder vor das Di-
stnktsgericht vorgc'adeu w rden, nach denen der Gc-
gcnstand in des einten oder in des andern Compete»;
seyn wird.

Euere Commission g Neht, daß ein solcher Rechts-
gang auch fur Kleinigkeiten sehr lang dauern käun.
Sie ist überzeugt, daß ein klarerer und kürzerer Rechts-
gang dem Senat hotte können zur Sanction vorgelegt
werden; da man aber den Erundsaz angenommen
hat, daß der Frieden "ri tw keine Compete»; haben
solle, so soll nothwendiger Weise alles allfallig vor
das Friedensg.richt gebracht werden, und das ver-
anlaßct die vielen Vorladungen und verschiedenen Er-
fchcinunge», und endlich die lanze Dauer, die man
hätte ausweicht'.: k nnen, wenn dem Friedensrichter
eine Competent ware zugeeignet worden.

Was den Vorlà ngstermin öeiangt, da die vor-
gehenden Seklonen dem Friedensrichter auftragen,
ihn, soj v-cl möglich, zu beschleunigen, so beruft sich
düser Beschluß auf die von dem Senat schon auge-
nommcue Beschlusse.

Euere Commlss'on räch sobm zur Annahme dieses
Beschlusses, we m > e schon einen klarern und be-
sumiân Bssch,uß gewünscht hatte.

Müret! glaubt, der Beschluß müsse verworfen
werden, als höchst undeutlich und verwickelt; derselbe
sagt nicht, was eigentlich geschehen soll, wann die
zum erstenmal gerufene Parthei nicht erscheint; er be-
stimmt nicht nach welchem Termin der 2te Ruf an
eine nicht erscheinende Parthei geschehen soll; — es
ist nicht gesagt, wer die Moderation der Kosten vor-
nehmen soll; wann das Distriktsgericht es thun some,
so ist dieß kostbar, eben so und weitläufig wird die
Sache, wenn das Friedcnsgericht dazu besammelt
werden soll. — Weit besser konnte diese Kostenbestim-
mung vom Friedensrichter in erster und vom Prasi-
denten des Distriktsgericht in lezter Instanz ohne Ko-
sten und in Abwesenheit der Partheicn gemacht werden,

Devevey stimmt auch zur Verwerfung; und
tadelt überdieß daß der Beschluß den Friedensrichter
zum Einzieher der Strafgelder, mithin zu gleicher
Zeit zum Friedensrichter, Fiscal- und Geldereinzieher
der Nation, macht.

Der Beschluß wird verwor'en.
Die Discussion über den Beschluß, welcher die

an die Munizipalitäten zu bezahlenden Taren für
Ausfertigungen von Kaufen und Tausche» bestimmt,
wird eroffner.

Der Bericht der Commission war folgender:
Der zu nochmaliger Untersuchung an die Com-

Mission überwiesene Beschluß des gr. Raths vom 23.
dies, betreffend die .Schreibtaxen von Käufen und
Tauschen, so nach dem Gcsez vom 15. Febr. an eini-
gen Orten den Munizipaiitatcn zukommen, findet sich
m den» I. Artikel gegen dem vorherigen, welchen der
Senat verworfen harre, abgeändert, maßen nunniehro
anstatt 2 Batzen nur 1 1/2 Batzen Schreibtaxe bei
Kaufen und Tauschen unter L. 10», so wie auch bis
aus rooo Franken, von jedem 100 Franken zu ent-
lichten seyn wird; da nun dieses von der Commission
um etwas billiger als vorher gefunden w'rd, so hat
sie sich zur Genehmigung diesfalls vereinigt. SW
heißt auch den 2. Artikel gut, und obschon bei dem
3. Artikel ihre lezte Bemerkung noch in Kraft bleibt,
daß in Rüksicht der Tausche die Entrichtung der Taxe
durch jeden der Tänscher vom ganzen Werth ihr etwas
hoch scheine, so findet sie auch darin keinen Grund
ur Verwerfung. Den /ften als einen neuen Artikel

hatte die Commission lieber nicht in dem Beschlusse
gesehen, weil d-e Distrikrsgerichw bei denen durch sie
geschehenden Fertigungen, bereits durch das Gele;
vom 25. August K. ic> ihre Weisung erhalten, da ih-
neu sogar gestattet ist, an den Orren wo solches nach
bisheriger Uebung nichc scheu niedriger ware, böch-
stens 1/4 vom Hundert an Siegeltaxe zu beziehen; es
hatte demnach, um allem anscheinenden Widerspruch
auszuweichen, nach üblicher Form dieser Artikel S im
Gesez vom 25. Au ust sollen zurukgenommen werden,,
inzwischen da derselbe den DisirlktsgettchtM diese«.



i/4 vont Hundert ganz bestimmt nur provisorisch zu-
spricht/ und hingegen der 4te Artikel des gegenwär-
tigen Beschlusses mehrere allgemeine Billigkeit und
bessere Gleichheit bei allen Fertigungen zu erzielen
abzwecket, so laßt ihn die Commission auch in diesem
Sinne gelten. Ueber alle übrige Artikel des Beschluß
ses hat sie weiter nichts anzumerken; sie wieberholt
ihre lczte Aeusserung, daß die festsetzende Einnahms-
rubrique dieser Art für die Munizipalitäten, denen
das Fertigungsrecht zukommt, eine Er parniß für die
Gemeinden sey, welche! sonst andere Entschadnisse
zu bestimmen im Fall waren, und die Commission
hat sich folglich diesmal vereinigt, um die Annahme
dieses Beschlusses anzurathen.

Der Beschluß wird ohne Discussion angenommen.
Die Discussion über den Beschluß, welcher daö

Strafgesezbuch enthalt, wird eröffnet.
Der Bericht der Commission war folgender:
Die Commission, die Sie, B. Repräsentanten,

M Untersuchung des vom grossen Rath vorgeschla-
genen peinlichen Strafgesezbuches ernannt haben, hat
die ganze Wichtigkeit dieses Beschlusses erwogen.
Freiheit, Ehre und Leben zahlreicher Burger hangen
von der grösser» oder geringern Vollkommenheit die-
ses Gesezbuches ab, und nach und nach muß der
Grad von Strenge und Gerechtigkeit den dasselbe
besizt, wesentlichen Einfluß auf den Nationalcharafter
haben. Ein Strafcodex ist desto vollkommemr, je
mehr er alle die Staârsgesellschaft störenden Unruhen
zu verhüten im Stande ist. Um diesen Zwek zu er-
reichen, muß er vollständig seyn, das will sagen —
rr muß Strafen gegen jede Art von Verbrechen ent-
halten. Ist er in dieser Rüksicht unvollständig, so

laßt er der Willkühr Spielraum, und nicht leicht ist
Willknhr irgendwo gefährlicher ats eben hier. Er soll
strenge seyn, das will sagen, die Strafen sollen hin-
länglich vom Verbrehen abhalten. Aber vor allem
soll cr menschlicy seyn, das ist, die St aft soll im-
wer dem Verbrechen angemessen, verhältnismässig zu
demselben, aber nicht mehr sean. Jede unnütze
Strenge ist Grausamkeit, und diese muß um so vcr-
haßttr seyn, da sie aus dem Gesetze hcrstießr, dessen

einziger Zwek die Wohlfart der Bürger seyn soll.
Die Franken haben in Folge ihrer Revolution

sich ein Strafgesezbuch gegeben, und dieses Gesezbuch
ist es, welches uns m c geringen Abänderungen durch
den Beschluß vorgeschlagen wird. Die Verfasser des-
selben haben die Arbeite» der besten Schriftsteller und
die Erfahrung aller Zeiten über diesen wichtigen Ge-
gc» stand bcnuzt,. Min darf kühn behaupten, ihre
Arbeit enthüll das menschlichste aller europäischen
Strafgesczbücher. Die Todesstrafe ist auf die grossen
Verbrechen eingeschränkt; diese sind selten, und Men-,
schenblut wird also gescheut; keine häufige Vergiessung
Desselben unter dem Schwerdt des Gesetzes wird die

Nation entsittlichen; und in den Füssen, ws wirklich
die Grösse des Verbrechens den Tod verdient, ist
diese Strafe von keiner empörenden Grausamkeit be-

gleitet. Die übrigen Strafen erfüllen die Federungen
der gesellschaftlichen Sicherheit zugleich mit jen.'n der
Menschlichkeit; der Gestrafte findet noch Vorrb.llle in
der Rükkehr zu bessern Grundsätzen, und seine Nükkehr
zur Tugend bleibt nicht unbelohnt. Das Gesezbuch
ist vollständiger als irgend ein anderes; indessen hatte
die Commission gewünscht, darin Strafen gegen den
Stimmenhandel sowohl in den Ur - als Wahlver-
sammlungen zu finden. Unter den besonders aufte-
stellten Dicbstahlen, bätte der des Schiffers oder Fuhr-
Manns, der die ihm anvertrauten Waaren entwendet,
nicht Übergängen werden sollen.

Ei» Theil der Commission hätte auch Strafbe-
stimmung gegen sene die sich Störung des Gottes-
dienstes erlauben würden, gewünscht. — Was die
erster» Bemerkungen betrifft, so sind diese Mangel
son solcher Art, daß sie leicht durch nachfolgende
Beschlüsse gehoben werden können; und n Rüksicht
der leztern Bemerkung ist zu bedenken, daß die Frei-
hcit des Gottesdienstes entweder durch Handlungen
gestört werden" kann in welchem Falk das Gcse;
strenge Strafen gegen die verhängt, welche die cffenr-
liche Ordnung und innere Ruhe stören, oder es ge-
schicht durch blosse Reden, die keine Unordnung zur
Felge haben; in diesem Fall kann das Vergehen
durch eine Polizeistraft, von der hier nicht die Rese
ftyn konnte, durch kurzern oder lam.crn Verhaft
z. B. in einem Verhafthause, bestraft werde».

Diese Bemerkungen halten die Eommiffwn indeß
keineswegs ab, einmüthig zur Annahm? des Be-
schlusscs zu rathen, denn es ist dringend, daß ein
humanes Gesezbuch sowohl an dft Srclle des blu-
tigen, das tcn Namen der Carolina fuhrt, m d in
mehreren Kantonen als peinliches Geftz in Kraft ist,
als auch an die Stelle der Willkühr, die in andern
Gegenden das Leben und die Freiheit der Bürger,
der Unwissenheit, den Vorurkheilen und den Leisen-
schaften Preis giebt, trete. Der grosse Räch gesteht
uns selbst, daß er nichts besseres vorschlagen kaun:
die Arbeit eines ganz neuen Gcsezduchks, das am
Ende wohl nur unvollkommener werben würde, un-
lernebmcn wollen, hiesse dessen Annahme um mehrere
Monate verzögern; würde indeß das in Folge der

lisch bestehenden barbarischen Gesetze vielleicht zu

vergicsse.ide Blut, nicht Rache über uns schreien,
wenn wir ohne sehr wichtige Gründe, den vorlie-
genden Beschluß verwerft» würden? —

Lüthi v. Langn, stimmt zur Annahme; .übn-
gens bemerkt er, alles was sich denken laßt, laßt sich

in der menschlichen Gesellschaft auch thun, und wenn
es Verbrechen sind, so sollen darauf Strafen geftzt
ftyn; nun lfindek er daß für Bleicher- und Gerbcr-



diebstàble, für Vergiftungen vsn Früchten in: Felde —
keine Strafen in dein Gesczbuche sich finden.

Devevey fühlt die ganze Dringlichkeit der An-
nahnw dieses Gesczbuchs; — aber er fühlt auch die
Nothwenvftreit, daß die Strafen den Verbrechen
immer angemessen seyen; der 28ste Art. ist allznstren
ge, indem er 6 Stunden Ausstellung zur Schau ver-
ordnet; in einem sehr kalten Winter müßre der so

Gestrafte darüber des Todes seyn; im 144 Art. wird
fur kleine Verwundungen, Schadenersaz zugesprochen;
im 147 Art. geschieht dieß für sehr große Verwundun-
gen und Verstümmlungen nicht. — Wo besondere
Diebstaüle, durch welche die öffentliche Sicherheit ver-
lezt wirb, aufgezahlt sind, hatten die Bienenkörbe weg-
gelassen werden dürfen, zumal Bleiche- und Gerber-
diebstahle nicht besonders erwähnt werden.

Augustini: Da vermuthlich in der Folge das
peinliche Gesezbuch wird revidirt werden, so.will auch
er einige Bemerkungen machen. Die Frist von drei
Iahren zu Verjährung der Verbrechen ist zu kurz; —
das Gesez ist sehr gefahrlich, da nach 20 Jahren
keine Strafe gegen auch den grösten Verbrecher mehr
vollzogen werden darf; überdas wäre es sehr gut
gewesen, bei Diebstählen eine gewisse Summe zu be-
stimmen, unrer der die Strafe nicht angewandt wer-
den darf; fur die falschen Zeugen hatte auch ein
Unterschied gemacht werden sollen, -wischen den Bt-
stochenen nnd andern. Er hätte noch mehr Bemer-
kungen zu machen, aber er will keinen Angenblik
langer die Annahme verzögern, die so viele Bar-
b ireien von unserm menschenfreundlichen Boden ver-
tilgen tyird.

Muret bemerkt, daß der iz. Art. das was
Lüthi v. Langn, verlangt, wirklich enthalt, und aller-
dings auf Pleikcr - und Gerbereidiebstahle sich ans-
dehnt; Dcveveys Tadel gegen den 147. Art. ist eben
so ungegrüitdec; ja freylich finden neben den Strafen
auch Entschädigungen in jenen Fallen statt; der
ZZ. Art. bürget dafür hinlänglich. Der Artikel den
Argustim rügt, bezicht sich auf die in Cwttumaz Vernr-
theilten keineswegs, gegen die immer bei ihrem Zuruk-
kommen die Strafe vollzogen werden muß.

Meyer v. Arb. stimmt Mnret bei; die Com-
Mission ist auch überzeugt gewesen, daß die von De-
vevcy angezogene Zeit der öffentlichen Ausstellung,
nach Umständen vom Richter verkürzt, nie aber ver-
lungert werde» darf. Der Beschluß wird angenommen.

Dold er im Namen einer Comission legr über
den die Verbindlichkeit der erwählten Muniuvalbeam-
ten, ihre Stellen anzunehmen, betreffenden Beschluß —
folgenden Bericht vor:

Bürger Repräsentanten!
Eure Commission hat den vorliegenden Beschluß mit

aller mögliche» Aufmerksamkeit mttcrsucht, und so

sehr sie v»u der Richtigkeit, der in den Erwägmns?
gründen aufgestellten Grundsätzen, und von der Noth-
wendigkeit Maaßregeln gegen willkührliche Entzieh >:g
für den Dienst des Vaterlandes zu nehmen überzeugt
ist, so sieht sie sich doch neuerdings in dem Fan Euch
die Verwerfung dieser Resolution auzurathen, und
ladet euch ein, Bürger Repräsentanten, ihren Vcrwcr,
fungSgründen euere Ucberlegung zu gönnen.

Die Bothschaft des Voilziehuugsdircktoriums la-
det die gesezgebenden Räthe ei», über die Munizipal-
beamten, welche sich weigerten, die Stelle auzunch-
men, zu entscheiden, und der Beschluß des großen
Raths dehnt sich auf die Eemsindsverwalter ans,
und; ftzt diese mit jenen in eine und die nämliche
Klaße euere Commission kann weder den Grund noch
die Billigkeit dieser Verfügung einsehen, ein Muni-
zipalbeamter ist eine wichtige Person, ein Mann, der
für die Ruhe, Sicherheit, gute Ordnung und Hand-
habung der Gesetze wachen muß, folglich ein Beam-
teter des Sttmcs da hingegen ein Gememdsvcrwal-
ter im eigentlichen Sinne nur gegen eine Corporation
oder Familie und nur über Rechnungssachen seine erste
Verbindlichkeit hat; es ist also hier weder Gleichheit
des Amts, noch Gleichheit der Verrichtungen, noch
Gleichheit des Emflußes auf Ruhe und Sicherheit des
Staats, noch Gleichheit der Verantwortlichkeit, folg-
sau: kann auch keine Gleichheit in Bestrafung derjeni-
gen, so ihre Platze nicht annehmen wollen, statt haben,
es ist ferner Ungleichheit darin», daß die Munizlpaii-
täten von den Generalversammlungen, und die Ver-
Walter vsn den Gcmeindsverfammlungen erwählt wer-
den; das wäre also der erste V'rwerftmgsgrund, so

euere Commission vorzubringen hak, nnd welcher noch
dadurch kräftiger wird, da im Beschluß nur von
Gemeindsversammlungen, und kein Wort o.n Gene--
ralversammlungeu gerevt wird.

Ueber den ersten Artikel hat die Commission nichts
zu sagen, die Bestrafung so im zweiten bestimmt wird,
findet die Commission zu stark; die.Ausnahmen so der

zte und 4te Art. bestimmt genehmigt die Commission
ebenfalls, doch glaubt sie, lezrerer ftllce nothwendig auf
jene ausgedehnt werden, welche wegen Umstanden von
ihrer eignen Kommlichkcit oder Nnücn ihren Wohnsiz
veräi'.deim wollen, und die Abwesenden, nämlich: die
so auf der Wanderschaft oder in fremden Orten wohn? ^haft sind; der 5te Art. ist richtig, so wie, die Ergän-U
zungsart so der 6te und ?te Art. bestimmt, welche
aber von Generalversammlungen und nicht von Ge-
meindsversammlungen, so weit es die Mumzipalitare»
betrist, geschehen soll.

Den 8te Art. ist eurer Commission dunkel uni»

unbegreiflich, der Anfang davon scheint in den Grund-
satzen, daß keine Srafe rückwirkend seyn könne, z»
bleiben; das End des Artikels hingegen bestimmt
gerade das Gegentheil.



V. Repräsentanten, eure Commission kann nn?l
möglich von dem Grundsa; abweichen, daß niemalen'
ein Gesez kann rückwirkende Kraft, und fnraus
rükwirkende Bestrafung haben können ; wie! sie

wollten einen Bürger, der in die Mumzipalität er-
wählt worden, der nicht alles mögliche zu dessen

Verhinderung geihan hat, der aber in dem
Cesez über die Munizipalitäten keinen Zwang oder
keine Bestrafung fand, nunmehr, da er findt, baß
vielleicht Mangel genügsamer Kenntniß oder andere
Aerhältmße ihn an zwtkmäßiger Ausübung seines Amts
hindern, und selbes nicht antreten will, durch zehn
jahrige Beraubung seines Altivbürgerrechts bestrafen.
Nein, B. Repräsentanten! das werden sie nicht wol-
len, sie werden mit ihrer Commission finden, baß die
Strafe gar nicht dem Fehler angemessen ist, und sie

werden so wie die Commission einhellig rath, diesen
Beschluß verwerfen.

Eure Commission muß hier doch noch beifügen,
daß sie von der Nothwendigkeit eines Gesetzes über
diesen Gegenstand überzeugt ist, daß sie aber wünscht
der große Rath möge uns eines vorschlagen, das
in seinem wesentlichen Jnnhalt laute :

Die Munizipalbeaniten, so vor dein Tage dieses
Gesetzes ihre Stelle nicht haben antreten oder die sie

verlassen wollen, sollen durch die Generalversammlungen
ersezc werden, und dos von dem Tag des Gesetzes

an; die erwählten, so entweder diese Platze nicht an-
nehmen, oder nicht na h den, Gesez besorgen wollen,
sollen auf Z oder 5 Jähre vom Aktivbürgerrechl aus-
geschlossen, aber doch nicht vom Militärdienst befreit
seyn.

(Die Fortsetzung folgt.)

Ofsszielle K r ieg 6 - N a ch r i ch t e n.

Schreibe!: des Cantonsnchters Cbivdera an
den Statthafter des Distrikts Mels.

Raga;,,, den i. Mai.
Heute Morgens um 4 Uhr wette uns der Donner

der Kanonen bei St. Luci? Steig und ab den höchsten
Spitzen des Ehlbergs. Gestern sind 25 (andere sagen
50) von der 14- Halbbrigade, die Schwarzen genannt,
von den Vorposten zu den Kaiserlichen descckirt, und
haben die Starke und die Position der Franken ver-
rathen. In der Nacht um 2 Uhr sind also die Kai-
schlichen augerükt, zum Theil gegen die Steig fclbsten,
und gegen den Fiäschcr - Ehlberg, welchen sie bei

Balzcrs zur rechten Hand auf der Seite des Rheins
umgangen haben ; dort a» den Vorposten waren nur 3
Compagnien Franken, und beiläufig 2000 Kaiserliche,
fechtend zogen die Franken zurük. Um 8 Uhr waren
tw Kaiserlichen schon bei den Fläscher-Weinbergen, bei

I der Rüfi. HartnäGg widerstanden die wenigen Frau-
>ken, allein um ic> Uhr waren die Kaiserlichen schon
im Flaschcrfeld, und selbst ins Stadtlein Mäienfeld
eingezogen. Das Feuern im Maienfrlder - und Fla-
scher-Feld war also fürchterlich. Einige Compagnien
retirirten sich auf unsere Seite über den Rhein; man
brachte auch die Schisse herüber. Die Franken feuer-
ten heftig.über den Rsein, und in eben dem -Augen-
blicke kamen die fränkischen Husaren pfeilschnell an-
geritten, die Infanterie lief Sturm, und die Kaiser-
lichen wurden bis in die Flafch-er-Wcinberge znrnkge^
worsen. Die Husaren kamen ihnen aber zuvor, die
Infanterie stürmte laufend nach, und so wurden alle
Kaiserlichen in den Weinbergen und in: Gebüsch um-
ringt, mir Sturm angegriffen, und gefangen genom?
men. Sie mußten in den Rhein springen, sich er-
schiessen lassen, oder ergeben. Die Zahl der Gefan-
gencn ist groß, ich weiß sie aber nicht, obschon ich
Augenzeuge des Gefechts war. Das Tressen dauerte
von Morgens 4 bis Mittags 12 Uhr. Auf der Steig
brüllt jezr noch um halb 3 Uhr der Kanonendonner.,
Doch dort ist es unmöglich, hinanzusteigen. Die Fran-
ken siegen gewiß. Mehrere tausend Kaiserliche sollen,
geblieben seyn. Ausserordentlich stark war die kaiser-
liche Cavallerie. Eben sind hier 1200 Kaiserliche als
Gefangene angekommen u. s. w.

Sargans, 1. Mai. Distriktscommissär Gallaty an
Unrerstatthaltcr Bernold in Wallcnsiatt.

Ab der Splen (Höhe bei Sargans) sah man bei
anbrechendem Tage die Höhen der Teufelshalde bis
in die obersten Grate wimmeln von kaiserlichen Trap-
pen. Die Franken wurden unter einem lebhaftem
Feuer und heftigen Widerstand zurükgedrangt, bis an
Flasch. Der Rhein ist klein zum Durchwaren, so daß
die Franken erst mit den Pferden, und dann mit dem
Fußvolk an einer Kette hmuberscztcn. Wirklich sagt
Man von Wunder, wie es zu Flasch zugehe. Die
Franken fährten 2 Kanonen herbei, wodurch die Kais
serlichen gcnöthiget wurden, sich einige Minuten zu-
rükzuziehcn.

Der Regierungsstatthalter des Kantons Sentis, an
das Vollziehungsdirektomim.

St. Gallen, den 2. Mai.
Der Feind unterhält unsere schweizerischen Krie-

ger dem Rhein nach in bestandiger Bewegung; denn
obschon man keine Spuren eines vschabcndm Rhe ns

Übergangs merkt, so beunruhigt er sie täglich^ durch
seine Kanonaden, und durch das Plänkeln seiner Scharf?
schützen, die aber beide noch keinen beträchtlichen Scha?
den verursacht haben, und unsere jungen Krieger, statt
sie zu scbrecken, nur an das Feuer gewöhnen. Auch die
sogenannte Wiliiamsche FlotiLc, die in 13 Schiffen de?
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